
Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den 
Ausbau von Verkehrsanlagen der Ortsgemeinde Puderbach

Der Ortsgemeinderat Puderbach hat in seiner Sitzung am 09.11.2020 aufgrund des § 24 der 
Gemeindeordnung (GemO) vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153) und der §§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10 
a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175) - alle in der jeweils 
aktuellen Fassung - folgende Satzung beschlossen:
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§     1
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Ortsgemeinde Puderbach erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und
den Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung,
der Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise un-
brauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Ver-
kehrsbedürfnis genügenden Zustand,

2. "Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder 
deren Ergänzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Änderung der Ver-
kehrsbedeutung i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit 
und Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen,
die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig ist.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach
§§ 135 a-c BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Bei-
tragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen.

§     2
Beitragsfähige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbst-
ständige Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbstständige Fuß- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen
mit den dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und Fuß-
wegbelags.
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§     3
Ermittlungsgebiete

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen folgender Gebiete bilden jeweils ein-
heitliche öffentliche Einrichtungen (Abrechnungseinheiten).

- Abrechnungseinheit 1:  Teilgebiet Ortsteil Puderbach,

- Abrechnungseinheit 2: Teilgebiet Ortsteil Niederdreis,

- Abrechnungseinheit 3: Teilgebiet Siedlung Richert,

- Abrechnungseinheit 4: Teilgebiet Siedlung Strunkeich,

- Abrechnungseinheit 5: Teilgebiet Ortsteil Reichenstein,

- Abrechnungseinheit 6 Teilgebiet Ortsteil Haberscheid.

Die Begründung für die Aufteilung des Ortsgebiets in mehrere Abrechnungseinheiten ist die-
ser  Satzung als  Anlage 2 beigefügt.  Die Abgrenzung der einzelnen Abrechnungseinheiten
liegt als Plan (Anlage 1) bei.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsan-
lagen  nach  den  jährlichen  Investitionsaufwendungen  in  den  Abrechnungseinheiten  nach
Abs. 1 ermittelt.

§     4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise
nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder
eines Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

§     5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil beträgt in der 

- Abrechnungseinheit 1:  Teilgebiet Ortsteil Puderbach: 25 Prozent.

- Abrechnungseinheit 2: Teilgebiet Ortsteil Niederdreis: 20 Prozent.

- Abrechnungseinheit 3: Teilgebiet Siedlung Richert: 20 Prozent.

- Abrechnungseinheit 4: Teilgebiet Siedlung Strunkeich: 20 Prozent.

- Abrechnungseinheit 5: Teilgebiet Ortsteil Reichenstein: 20 Prozent.

- Abrechnungseinheit 6: Teilgebiet Orstteil Haberscheid: 20 Prozent.
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§     6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je Voll-
geschoss beträgt 25 v. H.. Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sin-
ne der Landesbauordnung. (LBauO). Bei Gebäuden, die vor Inkrafttreten der LBauO errichtet
wurden, müssen die Mindesthöhen gemäß der LBauO nicht erreicht werden.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teilwei-
se überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB 
zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf. ent-
sprechend anzuwenden.

2. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB), sind zu berücksichtigen:

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis 
zu einer Tiefe von 35     m. 

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber 
durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterlieger-
grundstück), die Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstückssei-
te bis zu einer Tiefe von 35     m.

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, blei-
ben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.

d) Wird ein Grundstück jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungsli-
nie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, oder ist eine sol-
che Nutzung unter Berücksichtigung der Umgebungsbebauung zulässig (Hinterbe-
bauung in zweiter Baureihe) , so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hin-
teren Grenze der tatsächlichen oder tatsächlich zulässigen Nutzung. 

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Fest-
platz, Campingplatz, Dauerkleingarten oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles 
vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks – ge-
gebenenfalls unter Berücksichtigung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung – 
vervielfacht mit 0,5.“

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige Zahl der 
Vollgeschosse zugrunde gelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern 
eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumas-
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senzahl. Ist auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der bauli-
chen Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 2,6 geteilte höchstzu-
lässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige 
Traufhöhe. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe der 
Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist 
in der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abge-
rundet.

3. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhande-
nen Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich 
verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die 
tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen.  

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschos-
sen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen 
Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 

4. Ist nach den Nummern 1 – 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsäch-
lich vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,6 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze 
Zahlen auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite 
der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu mes-
sen. 

5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder 
die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Sport-, 
Fest- und –Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe sowie Dauerkleingärten), wird bei vor-
handener Bebauung die tatsächliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall 
mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

6. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt 
die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tat-
sächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollge-
schoss.

7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen,
werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, 
wie sie bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über 
das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässi-
ge Nutzungsmaß enthält.

8. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-
schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden 
Regelungen.
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9. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollge-
schossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vorhande-
ne Zahl. 

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach den vorstehen-
den Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20     v. H. erhöht. Dies gilt
entsprechend  für  ausschließlich  gewerblich,  industriell  oder  in  ähnlicher  Weise  genutzte
Grundstücke in sonstigen Baugebieten. 

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (ge-
mischt genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um
10     v.H  .  . 

§ 7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach § 14 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage
erschlossen sind als auch von einer oder mehreren weiteren Verkehrsanlagen der Abrech-
nungseinheit erschlossen sind, werden nur mit 50 % ihrer gewichteten Grundstücksfläche
angesetzt. 

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung
nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die sich
überschneidenden Grundstücksteile. 

§     8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr.

§     9
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Ortsgemeinde Puderbach Voraus-
leistungen auf wiederkehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende 
Jahr bemessen.
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§ 10
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle
des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

§     11 
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftli-
chen Bescheid festgesetzt und je zum 01.04., 01.07, und 01.10 eines jeden Jahres fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstückes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, 
des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge können durch besonderen
Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden.

§     12
Mitteilungs- und Auskunftspflichten

(1) Änderungen im Grundstückseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Ortsgemeinde vom bis-
herigen und neuen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten unverzüglich mitzutei-
len.

(2) Änderungen der Grundstücksfläche, der Anzahl der Vollgeschosse oder Geschosse sowie 
Änderungen der Nutzung sind der Ortsgemeinde vom Grundstückseigentümer bzw. Erbbau-
berechtigten unverzüglich anzuzeigen.

7



(3) Der Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte ist verpflichtet, der Ortsgemeinde 
über die Anzahl der (bewohnten) Geschosse sowie der Nutzung des Gebäudes und einzelner 
Teilbereiche Auskunft zu geben.

§     13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG-RLP handelt, wer entgegen § 13 Abs.1
und 2 Änderungen

a.)im Grundstückseigentum bzw. Erbbaurecht,

b.)der Grundstücksfläche,

c.)der Anzahl der Geschosse bzw. Vollgeschosse oder

d.)der Nutzung

nicht unverzüglich der Ortsgemeinde mitteilt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 16 Abs. 2 Nr.2 KAG-RLP handelt ferner, wer entgegen § 
13 Abs. 3 keine Auskunft gibt oder falsche Angaben macht. 

(3) Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 1 und 2 können mit einer Geldbuße von EUR 
50,00 bis EUR 10.000,00 geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, 
der aus der Ordnungswidrigkeit gezogen würde, überschreiten.

(4) Für das Bußgeldverfahren gelten außer den Vorschriften des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten § 378 Abs.3, §§ 391, 393, 396, 397, 407, und 411 der Abgabenordnung in der je-
weils geltenden Fassung entsprechend. 

§     14
Verschonungsregeln

Die Ortsgemeinde bestimmt hiermit, dass in den Fällen des § 10a Abs.6 KAG-RLP Grund-
stücke für  einen bestimmten Zeitraum bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages
nicht berücksichtigt und beitragspflichtig werden (Verschonungsregelung). 

Das Nähere wird durch die Satzung der Ortsgemeinde zur Verschonung von Abrechnungs-
einheiten (Verschonungssatzung) vom 09.11.2020 bestimmt.

§ 15
Öffentliche Last

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück.
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§     16
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der
Ortsgemeinde über die Erhebung einmaliger Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen (Aus-
baubeitragssatzung) vom 14. Juni 2012 außer Kraft.

Ausgefertigt:

Puderbach, den

Ortsgemeinde Puderbach

(Manfred Pees)            

Ortsbürgermeister
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Anlage 1 – Abrechnungsgebiete

Abrechnungseinheit 1
Teilgebiet Ortsteil Puderbach

Abrechnungseinheit 2
Teilgebiet Ortsteil Niederdreis

Abrechnungseinheit 3
Teilgebiet Siedlung Richert

Abrechnungseinheit 4
Teilgebiet Siedlung Strunkeich

Abrechnungseinheit 5
Teilgebiet Orsteil Reichenstein

Abrechnungseinheit 6
Teilgebiet Ortsteil Haberscheid
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Anlage 2 – Begründung

Begründung zu § 2 (Ermittlungs- und Erhebungsgebiete) der ABS WKB: 

Allgemeiner Teil:

Grundsätzlich bilden alle in der Baulast der Ortsgemeinde stehenden öffentlichen Verkehrs-
anlagen beim WKB als „einheitliche öffentliche Einrichtung“ das sogenannte „Abrechnungs-
gebiet“. Die Ortsgemeinde kann durch Satzung bestimmen, dass die jährlichen Investitions-
aufwendungen  für  Verkehrsanlagen  nach  Abzug  des  Gemeindeanteils  als  WKB  auf  die
Grundstücke verteilt werden, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt
oder eines Zugangs zu einer gemeindlichen Verkehrsanlage haben, die zu der einheitlichen
öffentlichen Einrichtung der Gemeinde gehört. 
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Heranziehung zu WKB für den Ausbau einer Straße als
Teil einer einheitlichen öffentlichen (Verkehrs-)Einrichtung nur für diejenigen Grundstücke in
Betracht kommt, die von dieser öffentlichen Einrichtung „einen potentiellen Gebrauchsvor-
teil haben“, bei denen sich also der Vorteil der Möglichkeit der Nutzung der ausgebauten
Verkehrsanlagen als Lagevorteil auf den Gebrauchswert des Grundstücks auswirkt.  
 
Der Satzungsgeber muss deshalb bei der Ausübung seines Gestaltungsermessens über die
Festlegung abgrenzbarer Gebietsteile darauf achten, dass die dort liegenden Grundstücke ei-
nen „individuell konkret zurechenbaren Vorteil“ von dem Ausbau und der Erhaltung der ge-
meindlichen Verkehrsanlage haben, der „aufgrund einer engen Vermittlungsbeziehung zwi-
schen den eine einheitliche öffentliche (Verkehrs-)Einrichtung bildenden Verkehrsanlagen
hinsichtlich des Anschlusses an das übrige Straßennetz hergestellt werden kann“. Bei die-
ser Prüfung ist auf die jeweiligen örtlichen Verhältnisse im Gebiet der Ortsgemeinde abzu-
stellen. 

Im Wortlaut der Gesetzesbegründung zur Novellierung des § 10a KAG, LT-Drs. 11094-17,
heißt es hierzu: Im Beschluss vom 25. Juni 2014 (1 BvR 668/10, 1 BvR 2104/10; juris Rn. 64)
wird unter anderem ausgeführt: "Ob die herangezogenen Grundstücke einen konkret zure-
chenbaren Vorteil von dem Ausbau und der Erhaltung einer Verkehrsanlage haben, hängt
dabei nicht von der politischen Zuordnung eines Gebiets, sondern vor allem von den tatsäch-
lichen örtlichen Gegebenheiten ab, etwa der Größe, der Existenz eines zusammenhängenden
bebauten Gebiets, der Topographie wie der Lage von Bahnanlagen, Flüssen und größeren
Straßen oder der typischen tatsächlichen Straßennutzung. Dabei dürfte in Großstädten die
Aufteilung der Verkehrsanlagen in mehrere abgrenzbare Gebietsteile regelmäßig erforderlich
und unbeschadet des ansonsten bestehenden Satzungsermessens die Annahme einer einheit-
lichen öffentlichen Einrichtung ausgeschlossen sein; in kleinen Gemeinden - insbesondere sol-
chen, die aus nur einem kleinen, zusammenhängend bebauten Ort bestehen - werden sich
einheitliche öffentliche Einrichtung und Gemeindegebiet dagegen häufig decken.“

Nach der Definition des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) sind Großstädte Gemeinden mit mindestens
100.000 Einwohnern. Gleichwohl darf aus der Erwähnung von Großstädten im vorgenannten
Beschluss nicht gefolgert  werden, dass in zusammenhängend bebauten Städten mit einer
Einwohnerzahl unter 100.000 grundsätzlich eine einzige öffentliche Einrichtung der Anbau-
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straßen konstituiert werden darf und die Bildung mehrerer solcher Einrichtungen (Abrech-
nungseinheiten) nur jenseits dieser Grenze geboten ist. 

Darauf  weist  das  Oberverwaltungsgericht  Rheinland-Pfalz  hin  (Urt.  v.  28.5.2018  –  6
A11120/17 – und v. 10.12.2014 – 6 A 10853/14) und führt weiter aus: „Angesichts der Not-
wendigkeit eines konkret zurechenbaren Vorteils im Sinne eines Lagevorteils für das veran-
lagte Grundstück durch die Möglichkeit der Nutzung der ausgebauten Straßen wird der Sat-
zungsgeber auch bei Gemeinden mit deutlich weniger als 100.000 Einwohnern sein Gestal-
tungsermessen im Allgemeinen nur durch Aufteilung des Gemeindegebiets in mehrere ein-
heitliche öffentliche Einrichtungen von Anbaustraßen - selbstverständlich unter Berücksichti-
gung der örtlichen Gegebenheiten - fehlerfrei ausüben können.“ Mit Blick auf die Größe der
rheinland-pfälzischen Gemeinden stelle  die Einwohnerzahl  von 3.000 einen Orientierungs-
wert dar, wo bei jedoch nicht nur in kleinen Gemeinden mit allenfalls 3.000 Einwohnern die
Bildung einer einzigen öffentlichen Einrichtung der Anbaustraßen im gesamten Gemeindege-
biet in Betracht komme. 

Da die örtlichen Gegebenheiten  maßgebend sind, können sich einheitliche öffentliche Ein-
richtung und Gemeindegebiet im konkreten Fall auch bei einer Gemeinde oder in einem Orts-
teil mit mehr als 3.000 Einwohnern, selbst bei einem deutlichen Vielfachen davon, decken.
Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn die Gemeinde oder der Ortsteil mit deutlich mehr
als 3.000 Einwohnern von einer mehrgeschossigen, dichten Bauweise geprägt ist und alle
Grundstücke des Gemeinde- oder Ortsteilgebietes von dem Ausbau einer (egal welcher) Ver-
kehrsanlage der Gemeinde einen konkret zurechenbaren Vorteil haben. Die individuelle Zu-
rechenbarkeit des Vorteils zu einem einzelnen Grundstück kennzeichnet eine ausreichend
enge "Vermittlungsbeziehung" hinsichtlich des Anschlusses dieses Grundstücks an das üb-
rige Straßennetz, der meist über mehrere Verkehrsanlagen vermittelt wird (vgl. BVerfG,
a.a.O., juris Rn. 58). Sowohl bei der individuellen Zurechenbarkeit als auch bei der Vermitt-
lungsbeziehung spielt die Einwohnerzahl vermutlich nur eine untergeordnete Rolle.
 
Der Bildung von Abrechnungseinheiten liegt also der Gedanke zugrunde, dass zur wegemäßi-
gen Erschließung eines bestimmten Grundstückes allein die Straße, an der es gelegen ist, re-
gelmäßig nicht ausreicht. Vielmehr wird der Anschluss an das übrige Straßennetz meist erst
über mehrere Verkehrsanlagen der Ortsgemeinde erreicht. Diese notwendige  „engen Ver-
mittlungsbeziehung“ zwischen den einzelnen Verkehrsanlagen in der Ortsgemeinde kann je-
doch zwischen den nach § 3 der Satzung gebildeten Abrechnungseinheiten nicht mehr fest-
gestellt werden. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat mit Gesetz vom 5. Mai 2020 die grundsätzlich flächendecken-
de Einführung des wiederkehrenden Straßenausbaubeitrags beschlossen. Inzwischen konn-
ten in Gesprächen des Gemeinde- und Städtebundes mit Vertretern des Landes weitere Um-
stände zur Auszahlung der vorgesehenen Verwaltungskostenpauschale von 5 Euro pro Ein-
wohner geklärt werden. Auch gibt es eine erste Rechtsprechung zur Auslegung des neuen
Gesetzes, insbesondere in Bezug auf die Abrechnungsgebiete (OVG RP, Urteil vom 4.6.20, 6
C 10927/19. OVG).  Das OVG Rheinland-Pfalz hat zur Novellierung des § 10a KAG-RLP zur
möglichen Größe eines Abrechnungsgebietes festgehalten: „Zwar kommt nicht nur in klei-
nen Gemeinden sowie Stadtteilen mit allenfalls 3.000 Einwohnern die Bildung einer einzigen
öffentlichen Einrichtung der Anbaustraßen im gesamten Gemeindegebiet und damit ein Ver-
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zicht auf die Aufteilung in mehrere Abrechnungseinheiten in Betracht. Einen Orientierungs-
wert stellt die Einwohnerzahl von 3.000 aber durchaus dar, wenn auch die örtlichen Gege-
benheiten maßgebend sind (….).“ Maßgeblich bleiben also weiterhin die örtlichen Gegeben-
heiten: Die nach § 3 der Satzung gebildeten und nachfolgend dargestellten Abrechnungsein-
heiten bilden selbstständige, organische Siedlungen, die sich untereinander durch die räum-
liche Trennung, die Topographie sowie hinsichtlich einer schutzwürdigen Erwartungshaltung
nicht mehr zusammenbringen und demzufolge abgrenzen lassen. In der Rechtsprechung ist
geklärt,  dass eine einheitliche Abrechnungseinheit nicht gebildet werden darf,  wenn ent-
sprechende, örtliche Gegebenheiten, keine enge Vermittlungsbeziehung begründen. 

Besonderer Teil:

-Abrechnungseinheit 1: Teilgebiet Ortsteil Puderbach.

Der Ortsteil Puderbach bildet eine selbständige, organische Siedlungsstruktur. Zwar werden
das „Kirchdorf“  und das  „Überdorf“ durch den Holzbach (Gewässer 3.  Ordnung)  und die
Bahnlinie  getrennt.  Allein  jedoch  auf  Grund  der  gegenseitigen  Straßeninanspruchnahme
durch das alleinige Schulzentrum im „Überdorf“, als auch das alleinige Gewerbegebiet im
„Kirchdorf“ besteht eine sehr enge straßennutzungstechnische Vermittlungsbeziehung zwi-
schen beiden Bereichen. Die Siedlungsstrukturen bilden eine Einheit. Ferner hat die OG gem.
o. g. Rechtsprechung (OVG RP, Urteil vom 25.8. 2010, 6 A 10505/10.OVG) eine Einwohner-
zahl von weniger als 3.000 Einwohner, die sich darüber hinaus auf alle 6 Abrechnungsgebiete
der Gemeinde aufteilen. Durch die Querungshilfe für Fußgänger zum Schulzentrum entsteht
eine weitere Vermittlungsbeziehung (OVG RP, Urteil vom 4.6.20, 6 C 10927/19. OVG).  Die
Fußgängerbrücke wird dabei nicht nur von Schülerinnen und Schülern genutzt, sondern auch
als Verbindungsweg für den HTZ-Kindergarten, den Sportplatz sowie das Einkaufsgebiet auf
der jeweils gegenüberliegenden Seite. 

- Abrechnungseinheit 2: Teilgebiet Ortsteil Niederdreis.

Auch der Ortsteil Niederdreis bildet eine selbständige, organische Siedlungsstruktur. Die Ent-
fernung zum nächstgelegenen Ortsteil  Puderbach beträgt über 500 m Luftlinie. Eine enge
Vermittlungsbeziehung der Anwohnerstraßen ist darüber hinaus auf Grund der topografi-
schen Verhältnisse nicht mehr gegeben. Die Trennung ist durch den dazwischenliegenden
Außenbereich konstituiert. Die dazwischenliegende Straße, welche die Abrechnungseinheit
Puderbach  mit  der  Abrechnungseinheit  Niederdreis  verbindet,  ist  nicht  zum  Anbau  be-
stimmt. 

Abrechnungseinheit 3: Teilgebiet Siedlung Richert.

Die  Siedlung Richert  bildet  ebenfalls  eine selbständige,  organische Siedlungsstruktur.  Die
Entfernung zum Ortsteil Puderbach beträgt über 800 m Luftlinie. Dazwischen liegen teilweise
enorme Höhenunterschiede bei der Straßennutzung. Die Entfernung zur Siedlung Strunkeich
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beträgt über 200 m mit Höhenunterschied von ca. 20 m. Eine enge Vermittlungsbeziehung
zwischen den beiden Siedlungen ist für die Anliegerstraßen daher nicht mehr gegeben. Die
Trennung ist durch den dazwischenliegenden Außenbereich konstituiert. Die dazwischenlie-
gende Straße, welche die Abrechnungseinheiten verbindet, ist nicht zum Anbau bestimmt.

- Abrechnungseinheit 4: Teilgebiet Siedlung Strunkeich.

Die Siedlung Strunkeich bildet eine selbständige,  organische Siedlungsstruktur (s.  o.).  Die
Trennung ist durch den die Siedlung umrahmenden Außenbereich konstituiert. Die Verbin-
dungsstraße  im  Außenbereich,  welche  die  Abrechnungseinheit  überörtlich  verbindet,  ist
nicht zum Anbau bestimmt.

- Abrechnungseinheit 5: Teilgebiet Ortsteil Reichenstein.

Der Ortsteil Reichenstein hat eine Entfernung zur nächsten Abrechnungseinheit Richert von
ca. 650 m. Darüber hinaus bestehen starke topographische Unterschiede. Eine Vermittlungs-
beziehung zu den weiteren Abrechnungseinheiten der Ortsgemeinde ist daher nicht mehr
gegeben. Die Trennung ist durch den die Siedlung umrahmenden Außenbereich konstituiert.
Die Verbindungsstraße im Außenbereich, welche die Abrechnungseinheit überörtlich verbin-
det, ist nicht zum Anbau bestimmt.

- Abrechnungseinheit 6 Teilgebiet Ortsteil Haberscheid.

Der Ortsteil Haberscheid hat eine Entfernung zur nächsten Abrechnungseinheit Strunkeich
von mehr als 800 m. Eine enge Vermittlungsbeziehung zu den weiteren Abrechnungseinhei-
ten der Ortsgemeinde ist daher nicht mehr gegeben. Die Ortsteil Haberscheid bildet daher
eine selbständige,  organische Siedlungsstruktur. Die Trennung ist  durch den die Siedlung
umrahmenden Außenbereich konstituiert. Die Verbindungsstraße im Außenbereich, welche
die Abrechnungseinheit überörtlich verbindet, ist nicht zum Anbau bestimmt.
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